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			Freitag, 23. Dezember 2016 - 127. Jahrgang Nr. 32.116

			„Die Kordillere eint uns“

			Chiles Präsidentin auf Staatsbesuch in Argentinien
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			Die Chemie stimmt: Bachelet und Macri in Olivos. (Foto: Presidencia)

			Buenos Aires (AT/stk) - Es ging um Handel, Verkehrsverbindungen und natürlich ein wenig um Fußball. Am Freitag traf sich Präsident Mauricio Macri mit seiner chilenischen Amtskollegin Michelle Bachelet zu einem Arbeitstreffen in der Residenz in Olivos. Die Stimmung war gelöst, es scheint ernsthaftes Interesse an einer Vertiefung der Beziehungen zu bestehen.

			Auf einer Pressekonferenz nach einem gemeinsamen Mittagessen kündigten Bachelet und Macri Abkommen über eine Verbesserung der Verkehrsbedingungen an, darunter die Tunnelbauten Agua Negra, die die argentinische Provinz San Juan mit der chilenischen Region Coquimbo verbinden sollen und von der Interamerikanischen Entwicklungsbank finanziert werden. Ebenso soll ein Tunnel bei Las Leñas (Mendoza) entstehen und die wichtigste Verbindung über den Cristo-Redentor-Pass zwischen Mendoza und Santiago de Chile ausgebaut werden. Insgesamt sollen bis 2030 26 Grenzübergänge verbessert werden. Auch den Güterverkehr auf der Eisenbahnlinie zwischen Salta und Antofagasta will man wieder aufnehmen. Bei dem Staatsbesuch ging es auch um eine Annäherung Argentiniens an die Pazifische Allianz, der Freihandelszone mit den Mitgliedern Chile, Peru, Kolumbien und Mexiko.

			Michelle Bachelet äußerte sich optimistisch. „Dieses Treffen war ein entscheidender Schritt, um den Menschen beiderseits der Kordillere ein besseres Leben zu sichern“, sagte die chilenische Präsidentin. „Die Kordillere verbindet uns“, ergänzte Macri.

			Bachelet war mit 18 Ministern angereist. Im Außenministerium gab es ein bilaterales Ministertreffen sowie Gespräche zwischen Gouverneuren und Bürgermeistern aus den Grenzregionen.

			Nur beim Thema Fußball schien die Chemie zwischen Bachelet und Macri nicht zu stimmen. „Ich weiß nicht, ob ich das nicht für respektlos halten soll“, sagte Macri in Anspielung auf die zwei Finalniederlagen Argentiniens gegen Chile 2016 und 2015 bei der Copa América.
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			Die Woche in Argentinien

			AFA angezeigt 

			Die Behörden in Argentinien haben eine Strafanzeige wegen Steuerhinterziehung gegen den argentinischen Fußballbund AFA erhoben. Der Verband habe Einkommensteuern für die Monate von Mai bis August gar nicht oder nach der gesetzlichen Frist gezahlt, sagte die Steuerbehörde AFIP am Montag. Nun müsse der Richter Javier López Biscayart ermitteln, ob es sich bei dem Vorfall um eine Straftat handle. Die AFA befindet sich derzeit wegen mutmaßlicher finanzieller Unregelmäßigkeiten unter der Beobachtung des Weltfußballverbandes FIFA, der eine kommissarische Verwaltung in Argentinien eingesetzt hat. Bis zum 30. Dezember soll die AFA eine neue Führung wählen.

			Zölibat hinterfragt

			In der Provinz Córdoba hat der katholische Bischof Sergio Buenanueva zu einer Debatte über die Zukunft des Zölibats aufgerufen. Dies berichtet die Katholische Nachrichten Agentur KNA. Anlass ist demnach der Verlust von gleich vier Priestern in der Diözese San Francisco, die laut einem Bericht der Tageszeitung „El Periodico“ wegen Liebesbeziehungen ihr Amt aufgegeben hätten. „Diese Fälle verpflichten uns zum Nachdenken“, argumentierte der Bischof. Priester seien fundamental für das Leben der katholischen Kirche. „Jedes Mal, wenn ein Geistlicher die Entscheidung trifft, nicht mehr weiter zu machen, ist es schmerzhaft für uns und wirft Fragen auf. Manchmal hat dies mit dem Zölibat zu tun“, meinte Buenanueva. Junge Priester würden heutzutage vor andere Herausforderungen gestellt als vor 50 Jahren. Der Bischof könne sich gut vorstellen, dass es irgendwann möglich sein werde, verheiratete Männer zu Priester zu weihen.

			Stimmband-OP

			Am Dienstag hat Mauricio Macri sich einem kleinen chirurgischen Eingriff unterzogen: Der argentinische Präsident wurde an den Stimmbändern operiert. Bei der Laser-OP wurde ein Polyp auf dem linken Stimmband entfernt, der daran schuld gewesen war, dass Präsident Macri häufig heiser wurde, nachdem er seine Stimme stark beansprucht hatte. Macris Hals-Nasen-Ohrenarzt Rafael Perrone, der für den Eingriff weniger als 10 Minuten brauchte, konnte seinen Patienten gleich im Anschluss wieder in die Casa Rosada zur Arbeit entlassen. (AT/mc/SF/dpa)
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			Rückblick

			Das Kalenderjahr 2016 verlief nahezu zeitgleich mit dem ersten Amtsjahr von Präsident Mauricio Macri, der am 10. Dezember des Vorjahres angetreten war. Im Rückblick auf diese zwölf Monate erwies sich 2016 als ein Jahr, das eine besonders komplizierte Erbschaft der zwölfeinhalbjährigen Regierung von Néstor und Cristina Kirchner bewältigen musste.

			Dass Macri bereit war, diese Korrektur vorzunehmen, zeigten die Abschaffung der Devisenkontrollen und die Einführung des freien Zahlungsverkehrs mit dem Ausland, so dass jeder Einwohner frei bestimmen konnte, wie und wo er seine Ersparnisse anlegen wollte. Importeure durften wieder ihre Zahlungen frei mit den Lieferanten im Ausland vereinbaren, ohne umständliche und vielfach mit Korruption verbundene Zulassungen der Regierung für ihre Transferanträge beantragen zu müssen.

			Argentinien stellte sich weltweit wieder wie früher als ein normales Land vor. Macri, seine Außenministerin Susana Malcorra und andere Regierungsmitglieder konnte an internationalen Konferenzen teilnehmen und direkte Verhandlungen mit Gläubigern und Investitionsinteressenten führen.

			Macri hatte die Stichwahlen vom 22. November 2015 mit knapp unter 50 Prozent der Stimmen gegen Exgouverneur der Provinz Buenos Aires Daniel Scioli gewonnen. Nachdem er sein Amt antrat, stiegen die Umfrageergebnisse anfangs auf über 50 Prozent der Befragten, gingen nachher etwas zurück, aber schwankten weiter um die 50-Prozentgrenze, ein deutliches Zeichen, dass Macri im Wählervolk weiter auf Zustimmung setzen konnte.

			Die geerbte Inflation von über 40 Prozent Teuerung im Jahr konnte Macri nicht auf eine einstellige Monatsrate senken, aber immerhin eine Besserung verzeichnen. Die anhaltende Teuerung verleitete Arbeitgeber und Gewerkschafter zu zweistelligen Monatszunahmen, so dass die gewünschte Stabilisierung ausblieb. Die Regierung verzichtete darauf, zweistellige Jahreszunahmen der Tarifverträge abzulehnen, wofür das Arbeitsministerium die amtliche Billigung der Tarifabschlüsse, Spanisch genannt „homologación“, hätte verweigern müssen, was in der Folge dazu geführt hätte, dass die Tarifverträge nur für die betreffende Gewerkschaft, aber nicht für alle Branchenpartner hätte gelten müssen. Gehalts- und Lohnzunahmen beflügeln erfahrungsgemäß die Inflation, weil Arbeitgeber die erwarteten Zunahmen vorsorglich auf die Preise abwälzen, damit sie rechtzeitig über die Beträge verfügen, die sie am Monatsende bezahlen müssen.

			Macri hat anfangs mittels eines Notstandsdekret („Decreto de Necesidad y Urgencia“) zwei Kandidaten für den Obersten Gerichtshof vorgestellt, was sich als ein taktischer Fehler erwies. Nur der Senat, nicht die Exekutive ist befugt, Mitglieder des Obersten Gerichtshofes mit Zweidrittelmehrheit zu ernennen, wie es auch nachher geschah.

			Macri ist es nicht gelungen, das Defizit im Haushalt abzuschaffen, eine Erbschaft der Kirchnerregierungen. In der Folge bleibt die Inflation am Leben, wiewohl mit sinkenden Monatsergebnissen. Das Statistische Amt (INDEC) wurde von Macri ebenfalls normalisiert. Die Bilanz des ersten Amtsjahres schloss mit dem Prädikat „gut“ ab.
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			Terror in Deutschland

			Von Stefan Kuhn

			Europa trauert mit Deutschland. Nach dem blutigen Anschlag auf den Weihnachtsmarkt an der Berliner Gedächtniskirche gab es eine Welle der Solidarität. Unter den ersten, die Deutschland das Beileid aussprachen, war Frankreichs Präsident François Hollande. Sein Land hat bisher am meisten unter islamistischem Terror gelitten. Aber es gab auch andere Stimmen. Robert Fico, Regierungschef der Slowakei, und sein Innenminister Robert Kalinak nutzten die Gelegenheit zur Kritik an Bundeskanzlerin Angela Merkels Flüchtlingspolitik. Beide Politiker sehen einen Zusammenhang zwischen Terrorismus und Migration. Das lässt sich mit „selber schuld“ zusammenfassen.

			Ficos und Kalinaks Kommentare sind dumm, geschmacklos und nur wenig diplomatischer als die des nordrhein-westfälischen AfD-Chefs Markus Pretzell. Der sprach schon zu einem Zeitpunkt, an dem die Opfer noch in ihrem Blut lagen, von „Merkels Toten“. Man kann nur hoffen, dass der Ekel über solche Aussagen mehr Deutsche davon abhält, die Rechtspopulisten zu wählen. Nicht weit davon entfernt bewegt sich der bayrische Ministerpräsident Horst Seehofer (CSU). Er forderte schon ein neues Flüchtlings- und Sicherheitskonzept, als die Tatumstände noch gar nicht geklärt waren. Innenminister Thomas de Maizière von der Schwesterpartei CDU konterte prompt. Dies sei „nicht der Tag, um Folgen zu diskutieren“.

			Selbst die österreichische FPÖ verhielt sich diplomatischer. Die Rechtspopulisten aus dem Nachbarland sind inzwischen politisch reifer. In Zeiten der Trauer gibt es für Schuldzuweisungen wenig Sympathie. Der Anschlag wird erst in die Flüchtlingsdebatte eingebracht werden, wenn sich die Gemüter beruhigt haben.

			Obwohl der erste Verdächtige, ein pakistanischer Flüchtling, inzwischen wieder auf freiem Fuß ist, haben sich Seehofer und Pretzell nicht völlig ins Abseits manövriert. Als neuer Hauptverdächtiger gilt der 24-jährige Tunesier Anis Amri, ebenfalls ein Flüchtling. Zudem hat sich die Terrormiliz Islamischer Staat (IS) zu dem Anschlag bekannt. Dass dieser islamistische Hintergründe hat, wird inzwischen kaum noch bezweifelt. Das Attentat von Nizza, bei dem im Juli mit einem Lastwagen 86 Menschen getötet wurden, deutet darauf hin. Der IS hat auch explizit dazu aufgerufen, Schwerlaster für Anschläge zu verwenden. Über Amris Täterschaft gibt es nach den bisher bekannten Tatsachen kaum noch Zweifel. Im Lkw wurden seine Ausweispapiere und Fingerabdrücke gefunden.

			Der Tunesier war von deutschen Sicherheitskräften überwacht worden. Er galt als „Gefährder“. So bezeichnet man in Deutschland potenzielle Terroristen. Andere Erkenntnisse passen allerdings nicht ins Profil eines IS-Täters. Bis vor kurzem soll sich Amri als Drogendealer in Berlin verdingt haben. Zudem ist der Täter geflohen, anstatt noch mehr Menschen in den Tod zu reißen. Er war bewaffnet und hat nach den bisherigen Erkenntnissen den polnischen Fahrer des Sattelzugs erschossen.

			Sollte Amri der Täter sein, zeigt sein Fall exemplarisch Schwachstellen im Antiterrorkampf. Dass sich unter der rund einer Million von Flüchtlingen, die seit Mitte 2015 nach Deutschland kamen, auch Islamisten oder IS-Kämpfer befinden, darüber gibt es wenig Zweifel. Amri gehört allerdings nicht direkt dazu. Er kam im Sommer 2015 nach Deutschland, soll aber zuvor in Italien eine vierjährige Haftstrafe wegen Brandstiftung abgesessen haben. Hier muss man sich fragen, warum ein tunesischer Staatsbürger, der eigentlich keinen Anspruch auf Asyl hat und zudem kriminell ist, nicht abgeschoben wird. In Deutschland angekommen, wurde Amri schnell als Gefährder eingestuft, überwacht und sein Asylantrag abgelehnt. Die Abschiebung scheiterte, weil die notwendigen Papiere aus Tunesien nicht ankamen. Sie trafen zwei Tage nach dem Anschlag ein. Nur warum nimmt man einen potenziellen Terroristen nicht in Abschiebehaft? Mag sein, dass dafür die rechtlichen Grundlagen fehlen, aber dann muss man sie eben schaffen. 

			Lückenlos überwachen kann man die Gefährder nicht. Die Sicherheitsbehörden gehen davon aus, dass es in Deutschland rund 550 potenzielle Terroristen gibt. Für die Observation wären demnach 22.000 Beamte notwendig. Das ist utopisch.

			Dass sich etwas ändern muss, ist offensichtlich. Mit Flüchtlingspolitik hat das nur am Rande zu tun, aber dass in anderen EU-Staaten verurteilte Straftäter ungehindert nach Deutschland kommen, ist ein Skandal. Amri ist da kein Einzelfall. Der mutmaßliche Mörder und Vergewaltiger einer Studentin in Freiburg war wegen versuchten Totschlags in Griechenland in Haft. Natürlich kann man den italienischen oder griechischen Behörden Nachlässigkeit vorwerfen, aber das ist nicht der entscheidende Punkt. Es muss eine zuverlässige europäische Datenbank existieren, mit deren Hilfe man zumindest Kriminelle unter den Flüchtlingen erfassen kann. Absolute Sicherheit bringt das selbstverständlich nicht.

			Ein wenig mehr Sicherheit wäre allerdings auch möglich gewesen, wenn die deutschen Sicherheitsbehörden ihre eigenen Warnungen etwas ernster genommen hätten. Sie hatten schon Mitte des Jahres Weihnachtsmärkte als mögliche Terrorziele benannt. Der israelische Sicherheitsexperte Shlomo Shpiro war bis zehn Minuten vor dem Anschlag noch auf dem Markt. Er war überrascht wegen der mangelnden Polizeipräsenz. Rund um den Markt gab es weder Betonpoller noch Polizeisperren. Shpiro war zunächst positiv überrascht, denn in Israel gehört der Terror zum Alltag. Jetzt hat der Terror auch Deutschland erreicht - mit zwölf Toten und 50 teils schwerverletzten Menschen.
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			Randglossen

			Die mehrwöchige Diskussion über die Freigrenzen der Gewinnsteuer hat abermals gezeigt, dass sich Politiker und vor allem Spitzengewerkschafter nur darum kümmern, möglichst wenige Steuern zu bezahlen. Was die Steuerbehörde an Gewinnsteuern einnimmt, beträgt schätzungsweise nur 15 Prozent des Bruttosozialprodukts, etwa halb so viel, wie es nach professionellen Berechnungen sein sollte. Diese Schätzung beweist, dass sich die Bevölkerung nicht scheut, Steuern zu hinterziehen, als ob das völlig normal wäre. Die derzeitige Geldwäsche (blanqueo), die noch nicht abgeschlossen ist, weist in die gleiche Richtung, nachdem sich weltweit die Zusammenarbeit der jeweiligen Steuerbehörden eingenistet hat. Normale Steuerzahler, die nicht hinterziehen, sind bisher die Ausnahme, welcher Zustand sich möglicherweise künftig umkehren dürfte.

			Mit Namen sollte man keine Späße treiben, aber beim Fifa-Präsidenten Gianni Infantino muss man eine Ausnahme machen. Der Mann ist schlicht infantil. Gut, dass künftig 40 oder 48 statt 32 Teams an der Weltmeisterschaft teilnehmen sollen, kann man unter der Kategorie „Fifa-Nonsens“ abhandeln. Dass aber die britischen Fußballverbände wegen des Tragens einer Armbinde mit Klatschmohnblüten, die an die Toten des 1. Weltkriegs erinnern sollten, bestraft werden, ist ein Skandal. Das ist kein politisches Statement, sondern ein Akt des Respekts. Respektlos ist es, wenn die Fifa Weltmeisterschaften an Staaten wie Russland oder Katar vergibt. Das allein ist schon ein politisches Statement. Ein Statement politischer Ignoranz.

			Der designierte US-Präsident Donald Trump macht den Berlusconi, allerdings noch berluskonesker als das Original. Kaum jemand hat Zweifel, dass der italienische Ex-Premier und Milliardär Silvio Berlusconi sein Amt benutzt hat, um sich persönlich zu bereichern. Der US-amerikanische Milliardär macht das schon vor seinem Amtsantritt. Das luxuriöse Trump-Hotel in Washington kann sich vor Buchungen derzeit nicht retten. Bei manchen Gästen mag das zwar Anbiederung an die künftige Regierung sein, bei anderen war Druck im Spiel. So soll die kuwaitische Botschaft ihr Jahresabschlussfest nicht ganz freiwillig ins Trump-Hotel verlegt haben. Berlusconi war in dieser Hinsicht etwas sensibler.
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			Kompromisslösung bei der Gewinnsteuer

			Am Montag gelang es der Regierung, ein Abkommen über die Gewinnsteuer mit der Leitung des Gewerkschaftsverbandes CGT zu erreichen, das noch von den Vorsitzenden der parlamentarischen Fraktionen und den Gouverneuren angenommen werden muss.

			Das steuerfreie Minimum für einen Verheirateten mit zwei Kindern wird auf einen Bruttolohn (vor Abzug des Beitrags zum Pensionierungssystem u.a. Beiträge, die der Arbeitnehmer zahlt) von $ 37.000 festgesetzt. Gegenwärtig sind es $ 30.120, im Regierungsprojekt waren es $ 32.500 und im Oppositionsprojekt $ 44.000. Für einen ledigen Arbeiter ohne Familienlasten beträgt das Minimum jetzt $ 27.941. Gegenwärtig sind es $ 22.746, und im Oppositionsprojekt waren es $ 33.500. Mit dem neuen Abkommen würden ca. 400.000 Arbeitnehmer von den insgesamt 1,78 Mio., die von der Gewinnsteuer erfasst werden, von der Steuer befreit.

			Die progressive Skala, die bei Einkommen angewendet wird, die das Minimum übersteigen, wird jetzt viel milder gestaltet. 
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			Der Betrag, bei dem der Höchstsatz erreicht wird, wird verdreifacht, liegt aber immer noch, in Dollar berechnet, weit unter dem, der in den USA, der EU u.a Ländern gilt. Die progressive Skala wurde seit Dezember 1999 nicht geändert. Damals hatte Wirtschaftsminister José Luis Machinea einen Zusatz für einzelne Stufen eingeführt, der viel später wieder abgeschafft wurde. Da die Inflation seither um die 1.600% liegt, hat hier eine kalte Erhöhung der Progressivität eingesetzt, die den Durchschnittsatz für den Mittelstand in den meisten Fällen vervierfacht hat. Das wird jetzt zum Teil korrigert, wobei jedoch die Progressivität real steiler ist als 1999. 

			Aussdem werden im neuen Projekt das steuerfreie Minimum und die Stufen der progressiven Skala jährlich ab 2018 mit dem RIPTE-Index berichtigt, den das Arbeitsministerium berechnet, der sich auf „das durchschnittliche Einkommen der stabilen Arbeiter“ bezieht. Dieser Index wird auch bei der Berichtigung der Pensionen zum Teil verwendet.

			Das vereinbarte Projekt sieht vor, dass der Zusatzlohn, der bei Arbeit an Feiertagen gezahlt wird, und auch die Extrastunden in diesen Tagen, von der Gewinnsteuer befreit werden. Extrastunden in normalen Arbeitstagen werden weiter versteuert. Was den jährlichen Zusatzlohn („aguinaldo“) betrifft, der je zur Hälfe in zwei Raten gezahlt wird, so verbleibt er versteuert. Aber die Form der Berechnug wird geändert, so dass ein Sprung der progressiven Skala vermieden wird. Was die Kosten der Fahrt zum Arbeitsplatz („viáticos“) betrifft, so sind sie jetzt bis zu 40% abzugsfähig. Mieten können zu 40%, bis zu einem Betrag von $ 4.000 pro Monat, abgezogen werden. Das steuerfreie Minimum wird für Patagonien um 22% erhöht.

			Der Artikel des Oppositionsprojektes über Besteuerung der Richtergehälter wurde beibehalten. Alle ab 1. Januar 2017 ernannten Richter werden jetzt von der Gewinnsteuer erfasst, während die schon vorher ernannten weiter ausgeschlossen sind. Die Verfassung bestimmt eben, dass die Richtergehälter nicht verringert werden dürfen, was der Oberste Gerichtshof so intepretiert hat, dass sie nicht von der Gewinnsteur erfasst werden können, nachdem sie vorher befreit waren. Bei neuen Richtern gibt es hingegen keine Verringerung, weil sie von Anfang an die Steuer zahlen. In den USA, wo das gleiche Problem bestand, wurde es schon in den 30er Jahren auf diese Weise gelöst. In der Praxis werden somit binnen 10 Jahren nur wenige Richter von der Einkommenssteuer auusgenommen werden, und in 20 Jahren wohl keiner. 

			 Die Staatskasse verliert allein durch die Anhebung des steuerfreien Minimums und die mildere Progression laut offiziellen Schätzungen an die $ 40 Mrd., während es im Oppositionsprojekt um die $ 60 Mrd. waren. Der Verlust soll zunächst folgendermassen ausgeglichen werden.

			- Der monatliche Betrag, den Einheitssteuerzahler begleichen, wird erhöht, was $ 3 Mrd. pro Jahr einbringen soll.

			- Das Glücksspiel soll zusätzlich besteuert werden. Obwohl die konkrete Form noch nicht bestimmt wurde, werden dabei zusätzliche Einnahmen von $ 7 Mrd. erwartet.

			- Dollartermingeschäfte sollen besteuert werden, und dies soll angeblich bis zu $ 11 Mrd. im Jahr einbringen. Über diesen Betrag bestehen allerdings grosse Zweifel.

			Die Initiative, die Lebac-Zinsen zu besteuern, wurde zunächst vertagt. Die Wiedereinführung des Exportzolles auf Bergbauprodukte, die im Oppositionsprojekt enthalten war, wurde bei Seite gelassen. Die finanzielle Rechnung des Projektes steht vorerst auf schwachen Füssen, wobei das Ergebnis auch von der Konjunktur im kommenden Jahr abhängt. Es fällt auf, dass bei der Schaffung zusätzlicher Einnahmen keine einzige Initiative erwähnt wird, um die Hinterziehung zu erfassen, die besonders bei selbstständig Tätigen und Kleinunternehmern, auch bei der Rindfleischwirtschaft und beim Import, anormal hoch ist.  

			Das Projekt wurde zunächst den Gouverneuren vorgelegt, die es mehrheitlich annahmen, nachdem die Regierung ihnen versprach, den Einnahmeverlust von $ 3,5 Mrd. mit Sonderzuwendungen in Form von ATN („Aportes del Tesoro Nacional“) zu decken. Das stellt eine zusätzliche Belastung für die Staatskasse dar. Danach wurde es am Mittwoch von Senat mit 56 Stimmen gegen 2, bei 12 Enthaltungen, verabschiedet. Die Deputiertenkammer hat es daraufhin sofort genehmigt. Es handelt sich für die Regierung um eine teure Kompromisslösung, wobei die Regierung sich jetzt um zusätzliche Steuereinnahmen bemühen soll. Andernfalls steigt das für 2017 vorgesehene Defizit. 

			Beiläufig sagte Präsident Mauricio Macri im Fernsehen, dass die Gewinnsteuer in Einkommenssteuer („impuesto a los ingresos“) umbenannt werde. Dadurch wird das Argument der Gewerkschaften entkräftet, dass der Lohn kein Gewinn sei und somit von der Steuer ausgeschlossen werden sollte.
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			Die neue Gewinnsteuerbelastung
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			Während gegenwärtig bei einem Lohn oder Gehalt von netto $ 40.000 monatlich schon der Höchsatz erreicht wird, wird bei der Reform die Progressivität wieder hergestellt, so dass der Höchstsatz erst bei $ 60.000 erreicht wird. Indessen ist auch dieses Einkommen im historischen und im internationalen Vergleich sehr niedrig, um so hoch besteuert zu werden.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 16,13, gegen $ 16,16 eine Woche zuvor, und lag um 20,3% über Ende 2015. Die ZB-Reserven lagen bei u$s 38,19 Mrd., gegen u$s 37,01 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 30.11.17 bei $ 19,20, was einen Jahreszinssatz von 22,44% enthält. Der Schwarzkurs, den es immer noch gibt, jedoch mit einem bescheidenem Umsatz, lag bei $ 16,50.

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires ging in einer Woche zum Mittwoch um 1,96% zurück, lag jedoch um 42,07% über Ende Dezember 2015.

			***

			Die argentinischen Staatspapiere verzeichnen in einer Woche zum Mittwoch allgemeine Besserungen. Argentina 2019 schloss gegenüber der Vorwoche mit +1,39, Argentina 2021 mit +1,05%, Argentina 2026 mit +0,93%, Argentina 2046 mit +0,28% und Bonar 2014 mit +2,01%.

			***

			Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 340,02 pro Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 330), und bei 24 Karat zu $ 485,74 ($ 471,43).

			***

			Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 19.12.16 um 25,69%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Umfang umfasst, nahm um 22,65% zu.

			***

			Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten zum 19.12.16 um 27,97% auf $ 1,58 Bio. und die gesamten Pesokredite um 14,90% auf $ 966,55 Mrd. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 128,57% auf u$s 24,70 Mrd., und die Dollarkredite um 223,88% auf u$s 9,36 Mrd.

			***

			Die von Macri vor einem Jahr ernannte Präsidentin und Geschäftsführerin von Aerolineas Argentinas, Isela Constantini, ist zurückgetreten. Obwohl sie persönliche Gründe angab, ist bekannt, dass Transportminister Guillermo Dietrich mit ihrer Leistung nicht zufrieden war, wobei in der Regierung angeblich auch beanstandet wurde, dass sie die Gehälter um 48% angehoben hat. Zum Leiter von AA ist jetzt Mario Dell’ Aqua ernannt worden, der bisher für Intercargo verantwortlich war, das staatlich kontrollierte Unternehmen, das sich mit der Gepäckabfertigung der Flugzeuge befasst. Dell Aqua hatte vorher leitende Posten im Techint-Konzern bekleidet.

			***

			Der Oberste Gerichtshof hat den Bau der Wasserkraftwerke am Fluss Santa Cruz, benannt Jorge Cepernic (vorher Condor Cliff) und Néstor Kirchner (vorher Barrancosa), aufgehoben, bis die Umweltstudie vollendet ist, die bestätigt, dass der Staudamm keinen Schaden beim Gletscher Perito Moreno verursacht. Angeblich wurde die Gefahr, dass durch den Staudamm der Pegel des Sees „Lago Argentino“ steigt, und dies den Gletscher beeinträchtigt, schon durch die Änderung des Projektes behoben, die Energieminister Juan José Aranguren vollzogen hat. Jetzt muss dies bestätigt werden. Die Kraftwerke werden von einem Konzern gebaut, an dem eine chinesische Firma beteiligt ist, wobei auch eine chinesische Bank zur Finanzierung beiträgt.

			***

			Eine Untersuchung des Strassenbauamtes „Vialidad Nacional“ hat ermittelt, dass die Bauunternehmen von Lázaro Báez, an erster Stelle „Austral Construcciones“, bei 52 Aufträgen, die sie unter den Kirchner-Regierungen erhielten, Überpreise von umgerechnt insgsamt ca. u$s 1 Mrd. kassiert haben. Die Zuteilung von Strassenbauten an Báez-Unternehmen erreichten zum jeweiligen Wechselkurs insgesamt knapp über u$s 3 Mrd., was bedeutet, dass die Überpreise, von unten nach oben berechnet, um die 50% ausmachten. 

			***

			Das brasilianische Bauunternehmen Odebrecht hat vor Gericht (in Brasilien) zugegeben, in Argentinien zwischen 2007 und 2014 Schmiergelder für insgesamt u$s 35 Mio. gezahlt zu haben. Die Firma erhielt Aufträge (mit lokalen Partnern) für eine Gasleitung, für den Bau einer Wasserreinigungsanlage für AYSA, für eine Raffinerie für YPF und für den Bau der Untergrundbahn unter der Sarmiento-Bahn.

			***

			Die gesamten Supermärkte des Landes erreichten im Oktober laut Angaben des INDEC einen Umsatz von $ 25,74 Mrd., 25,6% über dem Vorjahr. In 10 Monaten 2016 waren es $ 231,74 Mrd., 27% über dem Vorjahr. Hier kommt sowohl ein niedrigerer Mengenumsatz wie ein Übergang auf billigere Produkte zum Ausdruck.

			***

			Die Shopping-Centers erreichten im Oktober einen Gesamtumsatz von $ 41,42 Mio., 23,2% über dem gleichen Vorjahresmonat. Die Entwicklung war bei den einzelnen Produkten unterschiedlich, wobei elektrische Haushaltsgeräte, elektronische Produkte, Computer u.dgl. einen interanuellen Umsatzückgang von 4,7% verzeichnen, was bei Berücksichtigung der Preiszunahme einen Mengenrückgang von ca. 40% ergibt.

			***

			Das Schatzamt hat am Mittwoch einen Schatzschein für $ 48 Mrd. bei der Banco Nación untergebracht, der zu 25,3% verzinst wird und am 21.3.17 verfällt. Es handelt sich um die grösste innerstaatliche Verschuldung in diesem Jahr. Die gesamte innerstaatliche Verschuldung des Schatzamtes erreicht in diesem Jahr schon $ 82,04 Mrd.

			***

			Die ANSeS („Administración Nacional de Seguridad Social“), die das Pensionierungssystem u.a. soziale Leistungen verwaltet, hat ein zunehmendes finanzielles Problem. Die Ausgaben werden zu 55% durch Beiträge auf Löhne, Gehälter umd Arbeitseinkommen von Selbstständigen finanziert, und zu 45% durch Beteiligungen am Erlös nationaler Steuern. Dabei leidet die ANSeS jetzt unter den real geringeren Einnahmen der Gewinnsteuer, an deren Bruttoerlös sie mit 20% beteiligt ist. Ebenfalls erhält sie 15% der MwSt. Ausserdem hat sich die Rückgabe von 3 Punkten der Beteiligung von 15% der Provinzen an den nationalen Steuern ausgewirkt. Das Schatzamt musste der ANSeS in 9 Monaten 2016 $ 83,2 Mrd. überweisen, gegen $ 43,3 Mrd. im Vorjahr und $ 18 Mrd. im Jahr 2014. Doch auf der anderen Seite wird der Gewinn des Rentnerfonds an das Schatzamt überwiesen, obwohl er für die Rentner bestimmt ist. Dennoch verbleibt bei der Gesamtrechnung eine Belastung für das Schatzamt. Das finanzielle Problem könnte zum Teil durch Verkauf der Aktien im Portefeuille des Renterfonds gelöst werden. Doch dieser Verkauf wurde letztes Jahr per Gesetz verboten.

			***

			Der Index der Konsumentenpreise des Statistischen Amtes (INDEC) verzeichnet für November eine Zunahme von 1,6%, gegen 2,4% im Oktober. Der sogenannte „Kongressindex“ wies 1,9% aus, und der der Stadt Buenos Aires 2%. Der INDEC-Index verzeichnet einige starke Zunahmen, so bei Wein (+10,8%), alkoholfreien Getränken (+9,4%), Salz (+4,3%), Seife (+3,3%) und Butter (+3%), aber auf der anderen Seite Abnahmen bei Kartofflen (-5,5%) und Kürbis (-6,1%). Die Ausgaben für die Ausrüstung und Instandhaltung des Haushaltes stiegen um 2,6%. Der Index verzeichnet im Oktober eine Zunahme von 1,1%, und in 11 Monaten 2016 eine von 33,7%. 

			***

			Die Baukosten stiegen gemäss dem Index im November um 1,4%, womit die Zunahme in 11 Monaten 2016 31,5% erreicht hat. Im Oktober waren es 4,8% gewesen. 

			***

			Die November wurden 130.215 gebrauchte Kfz verkauft, 12% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Agenturenverband CCA („Camara de Comercio Automotor“). In 11 Monaten 2016 waren es 1,37 Mio., 15,7% unter dem Vorjahr. Für jedes neue Fahrzeug, das im November verkauft wurde, wurden 2,24 gebrauchte verkauft, was auf das Bestehen eines Kettenverkaufs hinweist, bei dem auch Personen mit relativ geringerem Einkommen zu einem billigen Automobil, einem Nutzfahrzeug oder einem Lastwagen gelangen. Gebrauchte Kfz werden vornehmlich im Landesinneren verkauft.

			***

			Der Index der Industrieproduktion des Studieninstitutes der „Unión Industrial Argentina“ ergab für Oktober 2016 einen interanuellen Rückgang von 8,2%, und lag um 1,6% unter September. Doch der Verband weist darauf hin, dass im November Anzeichen einer Tendenzwende aufgetreten sind, wie eine höhere Kfz- und Zementproduktion. In 10 Monaten 2016 lag die Industrieproduktion um 5,4% unter dem Vorjahr. 

			***

			Die chinesische Regierung hat die argentinische aufgefordert, sich bei Importen chinesischer Produkte an die Regeln der Welthandelsorganisation zu halten, die China jetzt den Status einer Markwirtschaft gegeben hat. Das bedeutet, dass Antidumpingzölle nur begrenzt eingeführt werden können. Der chinesische Protest erfolgt eine Woche nachdem auf Initiative des Techint-Konzerns ein Antidumpingverfahren wegen nahtloser Röhren eingeleitet worden war, das sich auf den Kauf dieser Röhren durch die Provinzregierung von Córdoba für eine Gasleitung bezog. Techint stellt die gleichen Röhren im ihrem Werk Siderca, in Campana, her. China liefert die Röhren mit Finanzierung, was Siderca nicht kann.

			***

			Die gesamte Schuld des Nationalstaates, sowohl die interne wie die externe, betrug zum 30. September 2016 umgerechnet u$s 264 Mrd., teilt das Finanzministerium mit. Diese Zahl schliesst sowohl den Bonds ein, der an das BIP-Wachstum gebunden ist, wie die u$s 8,77 Mrd., die noch an Holdouts geschuldet werden, die nicht in die letzte Umschuldungsrunde eingetreten sind. Seit Ende Dezember betrug die Zunahme u$s 10,63 Mrd. Von der Gesamtschuld zum 30.9.16 entfallen u$s 173,61 Mrd. auf Staatstitel, und u$s 19 Mrd. auf Kredite der Weltbank, der interamerikanischen Entwicklungsbank und der Andenkörperschaft. Der Rest der Schuld, von u$s 71,4 Mrd., entfällt auf Titel, die bei der ZB, dem ANSeS-Fonds, der Banco Nación u.a. staatlichen Ämtern untergebracht wurden. Die Staatsschuld macht jetzt 53% des Bruttoinlandsproduktes aus, gegen 38,9% 2011 und 44,7% 2014. Doch die staatliche Schuld gegenüber privaten Gläubigern (also ohne innerstaatliche Verschuldung und Schulden gegenüber internationalen Finanzinstituten) liegt bei ca. 20% des BIP. 

			***

			Das Parlament der Provinz Rio Negro hat den Konzessionsvertrag des Medanito-Konzerns, der Erdöl und Gas im Gebiet Medanito fördert, um 10 Jahre verlängert. Die Gebühr steigt dabei von 12% auf 15%, und das Unternehmen zahlt ausserdem einen Betrag von u$s 6 Mio. an die Provinz. Die Firma verpflichtet sich dabei, Investitionen für u$s 23 Mio. zu vollziehen.

			***

			Der Wirtschaftler Dante Sica, der die Consulting-Firma abeceb leitet, hat auf der Basis von Daten der AFIP ermittelt, dass die von der Regierung vorgeschlagene Reform der Gewinnsteuer den Fiskus $ 49,6 Mrd. pro Jahr koste, von denen $ 24,4 dem Nationalstaat, 23,9 Mrd. den Provinzen und $ 1,3 Mrd. den Sonderzuwendungen an die Provinzen (genannt ATN) zur Last fallen. Hingegen kostet das Oppositionsprojekt den Fiskus $ 132,5 Mrd., von denen $ 65,4 Mrd. auf den Nationalstaat, $ 63, Mrd. auf die Provinzen und $ 3,5 Mrd. auf ATN entfallen. Im ersten Fall sind es 0,5% des BIP, im zweiten 1,3%. Durch neue Steuern sollen beim offiziellen Projekt $ 49,55 Mrd. eingenommen werden, beim Oppositionsprojekt $ 132.54 Mrd. Ausserdem sieht das Regierungsprojekt Mehrheinnahmen durch Konjunkturerholung von $ 8,56 Mrd. vor, das der Opposition $ 24,41 Mrd. Die Einnahmen aus Ersatzsteuern sind jedoch in beiden Projekten fragwürdig.

			***

			Ende Dezember läuft die Möglichkeit ab, schwarzes Vermögen mit einer Steuer von 10% weisszuwaschen. Ausgenommen sind nur Immobilien. Es gibt dann noch eine zweite Frist mit einer Steuer von 15%. In Kreisen von Banken und Steuerberatern wird unmittelbar eine bedeutende Weisswaschung erwartet, so dass bis Ende März 2017, wenn das Verfahren ganz beendet wird, mit einem legalisierten Gesamtbetrag von u$s 60 Mrd. gerechnet wird.

			***

			Das Amt für öffentliche Einnahmen AFIP hat Klage vor Gericht gegen den argentinischen Fussballverband AFA (“Asociación de Futbol Argentino“) wegen Steuerhinterziehung eingereicht. Es handelt sich um einen Betrag von $ 84,3 Mio., der in Einbehaltungen der Gewinnsteuer, der MwSt. und des persönlichen Beitrages zum Pensionierungssystem besteht, die nicht eingezahlt wurden, oder in einigen Fällen nach Verfall des vorgesehenen Termins. Das Gesetz sieht hier eine effektive Haftstrafe von bis zu 6 Jahren vor.

			***

			Der Direktor des statistischen Amtes (INDEC), Jorge Todesca, erklärte, der „statistische Notstand“, der wegen der Fälschung der Statistiken durch die Kirchner-Regierung verfügt worden war, werde Ende Dezember 2016 ablaufen. 2017 werde das Amt weiter an der regionalen Erweiterung des Indices der Konsumentenpreise arbeiten. Nächstes Jahr werde eine neue Umfrage über Einnahmen und Ausgaben der Haushalte vollzogen werden, was notwendig sei, weil die vom Jahr 2012 notorische Mängel aufweise. Ausserdem werde an einem neuen Landwirtschaftszensus gearbeit, der 2018 durchgeführt werden soll.

			*** 

			Die gesamte öffentliche und private Auslandsverschuldung erreichte zum 30.9.16 u$s 188,78 Mrd., u$s 13,5 Mrd. über einem Jahr zuvor, gab die ZB bekannt. Die Zunahme ist zum grössten Teil auf die Zahlung an die Holdouts zurückzuführen. Doch diese Schuld bestand schon vorher, auch wenn sie von der Kirchner-Regierung nicht anerkannt wurde, so dass die wirkliche Zunahme der Verschuldung gegenüber ausländischen Gläubigern in einem Jahr per Ende September sehr gering war.

			***

			US-Präsident Barack Obama hat beschlossen, den Import von argentinischen Zitronen zuzulassen. Dies tritt binnen 30 Tagen in Kraft. Der Import von Zitronen aus Argentinien war 2001 verboten worden, weil angeblich die Gefahr bestand, dass die Kankrose, die einige Zitronenbäume in Tucumán aufweisen, auf die USA-Pflanzungen übertragen werden könnte. Die zuständige US-Behörde hat inzwischen die Erfüllung der Vorbeugungsmassnahmen durch das Senasa-Amt an Ort festgestellt. Ebenfalls müssen die argentinischen Zitronen behandelt werden, um zu vermeiden, dass sie die „Mittelmeerfliege“ übertragen. Es wird jetzt erwartet, dass nächstes Jahr 18.000 Tonnen Zitronen für u$s 20 Mio. nach den USA geliefert werden. Die Zitronen von Tucumán gehören zu den besten der Welt.

			***

			Die ZB hat der Lebac-Ausschreibung vom Dienstag den Zinssatz von 24,75% für Wechsel auf 35 Tage in der dritten Woche in Folge beibehalten. Für längere Fristen war der Zinssatz niedriger, bis zu 22,83% für 273 Tage. Die Offerten betrugen $ 68,82 Mrd. von denen $ 68,41 Mrd. angenommen wurden. Davon entfielen $ 51,14 Mio. auf 35 Tage, 9,88 Mrd. auf 56 Tage, $ 4,10 Mrd. auf 84 Tage, $ 1,34 Mrd. auf 147 Tage, $ 0,66 Mrd. auf 210 Tage und $ 1,48 Mrd. auf 273 Tage. Letzte Woche verfielen Lebac für $ 87,04 Mrd., so dass der Bestand um $ 18,63 Mrd. abnahm. Doch die ZB kaufte auch Lebac auf dem sekundären Markt für $ 1,15 Mrd. 

			***

			Der Anteil der Schwarzarbeiter an der Gesamtzahl der Beschäftigten lag zum 30.9.16 bei 33,8%, gegen 33,1% ein Jahr zuvor, berichtet das INDEC. 

			***

			Das Statistische Amt der Stadt Buenos Aires hat ermittelt, dass eine Familie, die ihre Wohnung besitzt, im November 2016 $ 13.549 benötigte, um ihren Lebensunterhalt zu bestreiten und nicht unter die Armutsgrenze zu fallen. Die Elendsgrenze wurde auf $ 6.736 berechnet. Unter diesem Betrag reicht das Einkommen nicht einmal für die Grundnahrung aus.

			***

			Die Beschäftigung in der Industrie lag im 3. Quartal 2016 um 2,6% unter dem Vorjahr, und die Zahl der gearbeiteten Stunden ging um 3,9% zurück, teilt das INDEC mit. Die Löhne lagen um durchschnittlich 31,4% über dem Vorjahr. 

			***

			Die Vertreter der Unternehmen und der Gewerkschaften des öffentlichen Transports haben der Zahlung eines Bonus von $ 5.000 zum Jahresende zugestimmt, der in zwei Monatsraten von je $ 2.500 im Januar und Februar gezahlt wird, wobei de Lohnverhandlung dann im März 2017 beginnt. Bei den Eisenbahnarbeitern kommt noch ein Betrag von 10% des Grundlohnes hinzu, auf den keine Soziallasten berechnet werden, der schätzungsweis $ 2.500 pro Monat im Janar, Februar und März ausmacht.

			***

			Ab 1. Januar 2017 wird der Betrag, ab dem ein Automobil die interne Steuer bezahlt, um 8,5% auf $ 510.000 erhöht. 

			***

			Der Kurs des Staatstitels Bonar X ist diese Woche auf $ 103,5 gestiegen. Das entspricht dem Nennwert plus dem Zinssatz, der im April fällig ist. Dieses Wertpapier kann bis Ende März 2017 für die Weisswaschung eingesetzt werden, bei einer Steuer von 10%, die sonst nur bis zum 31.12.16 gilt. Danach sind es allgemein 15%. Das erklärt die hohe Nachfrage und den Kurs über Pari.

			***

			Die Erneuerung der Belgrano-Eisenbahn, die von Buenos Aires bis Jujuy und anderen Nordprovinzen führt, schreitet voran. Im November beförderte die Bahn 121.653 Tonnen, ein Rekord in den letzten 16 Jahren. 2017 ist vorgesehen u$s 2,47 Mrd. in diese Bahn zu investieren, einmal um 1.600 km Schienen (von insgesamt 4.897 km) instand zu setzen oder zu erneuern, und dann für neue Lokomotiven und Waggons, die von China geliefert werden. In Kürze sollen schon 100 der 1.000 Waggons eintreffen, die in China bestellt wurden. Ebenfalls sind schon neue Lokomotiven eingetroffen. Die Belgrano-Eisenbahn ist wesentlich für den Transport von Gütern aus dem Nordwesten, wie Zucker, Tabak, Zitrusobst, Sojabohne u.a. Produkte, weil dadurch die Frachtkosten verringert werden. Vor einigen Jahrzehnten wurden diese Güter fast ausschliesslich mit der Eisenbahn transportiert. Doch dann wurde sie vernachlässigt und immer weniger verwendet. Der Warentransport ging auf den Lastwagen über, obwohl dieser teurer ist. Die Eisenbahn verbraucht weniger Brennstoff pro Tonnenkilometer, benötigt ebenfalls viel weniger Personal pro Tonnenkilometer, hat keinen Reifenverschleiss, weniger Reparaturen und auch viel weniger Unfälle.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Die brasilianische Regierung setzt die 27 Staaten unter finanziellen Druck. Das Parlament hat zwar den Vorschlag der Regierung über Zahlung von Schulden der Staaten an den Nationalstaat in Höhe von umgerechnet u$s 427 Mrd. milder gestaltet, doch Finanzminister Henrique Meirelles warnte, dass die Staaten in Zukunft strengere Bedingungen für Hilfe des Bundestaates erfüllen müssten. Die Staatsverschuldung ist im November um 1,93% auf u$s 3,1 Bio. gestiegen. Präsident Michel Temer bemüht sich intensiv um die Sanierung der Staatsfinanzen.

			***

			Der Umsatz der brasilianischen Supermärkte lag real (bei Abzug der Preiszunahmen) im November 2016 um 5% über dem gleichen Vorjahresmonat, teilt der Verband der Branche mit. In 11 Monaten 2016 lag der Gesamtumsatz real um 1,51% über dem Vorjahr.

			***

			Geschäftsnachrichten

			BASF

			Dieser deutsche Chemiekonzern, mit Hauptsitz in Ludwigshafen, hat die Übernahme von Chemetall de Albemarle vollendet, die sich mit Oberflächenbehandlung befasst. Die Farbenabteilung von BASF kann jetzt somit integrale Lösungen bieten, was die Konkurrenzfähigkeit verbessert und einen erweiterten Marktzugang ermöglicht. Chemetall erzeugt Produkte, die vor Korrosion schützen und die Festigkeit der Farbe sichern. 2015 hatte Chemetall einen Umsatz von u$s 845 Mio., der jetzt zu dem von ca. E 70 Mrd. von BASF hinzukommt. 

			Oil Combustibles

			Dieses Erdölunternehmen von Cristóbal López, an dessen Geschäften Néstor zuerst und dann Cristina Kirchner beteiligt sind, hat bei der Konkursmeldung vor dem Handelsgericht von Comdoro Rivadavia zum 31.10.16 Passiven von $ 10,96 Mrd. und Aktiven von $ 11,16 Mrd. gemeldet. Die Firma hat vor einigen Jahren die Erdölraffinerie von San Lorenzo und 340 Tankstellen von Petrobras gekauft. Von den Schulden entfällt ein Betrag von $ 8 Mrd. (was damals über u$s 1 Mrd. entsprach) plus Zinsen auf die Zahlung der Brennstoffsteuer, die die Firma einbehalten hat, bei der die AFIP ihr die Zahlung in Raten gewährt hat, obwohl dies in diesem Fall nicht zulässig ist, weil die Steuer für Rechung der AFIP kassiert wird und kurzfristig abgeliefert werden muss. Oil gehört zum Indalo-Holding von Cristóbal López und Fabián de Souza, von dem angenommen wird, dass er ein Strohmann der Kirchners ist. Am 11. 3.16 hat Indalo die Aufteilung seiner Unternehmen beantragt, so dass die meisten Unternehmen auf Cristóbal López übergehen, Oil hingegen auf Fabián da Souza. Die AFIP widersetzte sich dieser Aufspaltung, die sie als betrügerisches Manöver bezeichnete, weil dadurch nur Oil für die Schuld gegenüber der AFIP verantwortlich sein würde, und der Fall mit dem Konkurs der Firma erledigt wäre, ohne dass die AFIP zu ihrem Geld kommt. Die AFIP hat ausserdem nachgewiesen, dass der Sitz der Firma in der Bundeshauptstadt liegt und nicht in Comodoro Rivadavia, so dass das Gericht dieser Stadt nicht zuständig ist. Wenn der gesamte Konzern Indalo für die Schuld gegenüber der AFIP verantwortlich ist, dann muss der Konzern faktisch aufgelöst werden, ebenfalls seine Medien (wie den Fernsehkanal C5N) verkaufen, und auch so geht die Rechnung wahrscheinlich nicht auf.

			Aerolíneas Argentinas

			Das staatliche Luftfahrtunternehmen, geleitet (bis vorgestern) von Isela Constantini (vorher CEO von General Motors in Argentinien) schätzt für dieses Jahr mit einem finanziellen Defizit von umgerechnet u$s 300 Mio. abzuschliessen, ca. halb sie viel wie in den Vorjahren. Statt u$s 2 Mio. pro Tag unter den Kirchners, mit Mariano Recalde (Sohn des Fraktionsvorsitzenden der kirchneristischen „Front fúr den Sieg“, Héctor Recalde) als Präsident und Geschäftsführer, sind es jetzt unter u$s 1 Mio. Der Finanzdirektor von AA, Pablo Miedziak, wies auf die Änderung hin, die beim Kaufvertrag von 20 Boeing 737-800, der vor zwei Jahren abgeschlossen wurde, erreicht worden sei. Es bleibt bei der Gesamtzahl der Flugzeuge, aber mit einer anderen Zusammensetzung: Es werden jetzt 9 Einheiten 737-800 und 11 des neuen Modells 737 Max (das Boeing ab 2017 liefert) sein. Diese neuen Modelle sparen 14% Brennstoff, was zu gegenwärtigen Preisen eine Jahresersparnis pro Flugzeug von u$s 800.000 darstellt. All diese Maschinen sind für den Binnenverkehr bestimmt. 

			ExxonMobil

			Der Vorstand der Firma hat in der Vorwoche Tomás Hess in einem Empfang im Alvear Palace Hotel geehrt, der 25 Jahre in der Firma tätig war, deren lokale Filiale bis vor einigen Jahren Esso hiess. Hess befasste sich stets mit dem Kontakt zum Journalismus, und ist daher allgemein eine bekannte Persönlichkeit. Beim Anlass waren sowohl der Botschafter der USA in Argentinien, Noah Mamet, wie der argentinische in den USA, Martín Lousteau, zugegen. Ebenfalls war der Botschafter der Bundesrepublik Deutschland, Bernhard Graf von Waldersee, anwesend. Zahlreiche hohe Regierungsbeamte und Vertreter der Erdölunternehmen, gehörten auch zu den Gästen.

			Coto

			Diese lokale Supermarktkette hat einen neuen Hypermarkt im Stadtteil Belgrano, auf der Monroe 3300, eingeweiht, von 17.000 qm. bedeckter Fläche, mit einer Fläche von 6.500 qm. in zwei Etagen für den Warenverkauf. Der Markt zählt auch mit einer Kaffeestube, einem Restaurant Coto-Expreso und Unterhaltung für Kinder. Die Investition erreichte $ 400 Mio. Das Gebäude zählt mit einem Dachgarten und einer Solaranlage, mit der Strom für den Betrieb gewonnen wird. Coto zählt schon mit 160 Verkaufsstellen im Land und beschäftigt rund 20.000 Menschen.

			Duke Energy

			Dieses US-Unternehmen hat seine Aktiven in Argentinien für u$s 1,2 Mrd. an den Investmentfonds von New York, Squared Capital verkauft. Duke Energy hatte im Jahr 2000 die Wasserkraftwerke Cerros Colorados (576 MW) und Planicie Banderita (479 MW), und das Wärmekraftwerk Alto Valle (97 MW), alle in Neuquén, gekauft.

			AySA

			Dieses Staatsunternehmen, das sich mit der Wasserversorgung und –entsorgung im Raum der Bundeshauptstadt und den 24 Bezirken der Umgebung befasst, hat zusammen mit dem Verband der Architekten (Sociedad Central de Arquitectos) drei Preise der nationalen Einberufung für Projekte für ein neues Hauptgebäude der Wasserreinigungsanlage General San Martín, in Palermo, vergeben. Bei der Feier waren der Staatssekretär für öffentliche Bauten, Architekt Daniel Chain, der Leiter der zuständigen Gewerkschaft, José Luis Lingeri, AySA-Präsident, Ing. José Luis Inglese, und der Präsident des Architenktenverbandes, Architekt Eduardo Beckinschtein, anwesend. Insgesamt wurden 21 Projekte eingereicht. Den ersten Preis ($ 700.000) erhielt KLM + Romero Arquitctos (von den Architekten Federico Gillon Kelly, Paula Lestard, Hernán Maldonado Aguiar und Oscar Eduardo Romero). Den zweiten Preis ($ 350.000) erhielten die Architekten Miguel Cocco und Mariano de la Mota. Der dritte Preis ($ 175.000) entfiel auf die Architekten Pablo Suarez und Marcelo Lorelli.

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht

			[image: 11807.png] 

			Hohe Arbeitslosigkeit, Unterbeschäftigung und Schwarzarbeit

			Der jüngste Bericht des sozialen Observatoriums der katholischen Universität von Buenos Aires gelangt für das dritte Quartal 2016 auf eine Arbeitslosigkeit von fast 10% und eine Unterbeschäftigung von 18% der aktiven Bevölkerung (Diejenigen, die arbeiten, plus diejenigen, die sich um eine Beschäftigung bemühen). Dies ist mehr als das INDEC ermittelt hat, mit 8,5% und 10,2%. Wir waren immer schon der Auffassung, dass die Arbeitslosigkeit um mehrere Prozentpunkte höher war, als sie das INDEC auswies.

			Die Zahlen der katholischen Universität beruhen auf einer Umfrage bei 5.700 Familien, während die des INDEC über 10.000 umfasst. Beim Ergebnis kommt es sehr darauf an, wie die Fragen gestellt werden, und ob es Rückfragen gibt. Darüber wird jedoch nicht berichtet. Ebenfalls stellt sich die Frage, wie diejenigen eingestuft werden, die zwar arbeitslos sind, aber sich nicht um eine Beschäftigung bemühen, meistens weil dies bisher erfolglos war. Für das INDEC sind es keine Arbeitslose, obwohl sie es zweifellos sind, und ein bis zwei Punkte zum Koeffizient hinzufügen. Die Katholische Universität gibt über dies keine Auskunft. 

			Die Entwicklung der aktiven Bevölkerung war in den letzten Jahren (immer im 3. Quartal) wie folgt (in Prozenten).
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			Die Arbeitslosigkeit lag jedoch bei Jugendlichen von 18 bis 34 Jahren mit 17,3% und bei Frauen mit 14,4% viel höher als der Durchschnitt. Das Problem der hohen jugendlichen Arbeitslosigkeit ist sozial besonders schwerwiegend, weil diese jungen Menschen dabei empfinden, dass die Gesellschaft sie bei Seite lässt und dann gelegentlich dazu neigen, sich dem Drogenkonsum und dem Verbrechen zu widmen. Die sogenannten „ni-ni“, die weder studieren noch arbeiten, stellen ein Problem dar, dem prioritäre Aufmerksamkeit gewidmet werden sollte. Das ist jedoch nicht der Fall.

			Von den gesamten Beschäftigten (im Abhängigkeitsverhältnis und selbstständig Tätige) zahlen 51,3% keine Beiträge zum Pensionierungssystem, arbeiten also schwarz. 2010 waren es nur 47,7%, so dass sich die Lage in sechs Jahren verschlechtert hat. 54,1% der Beschäftigten verrichten Arbeiten von niedriger Qualität, und 34,2% der Beschäftigten haben kein Sozialwerk, sind also im Krankheitsfall auf ein öffentliches Hospital angewiesen. 

			Die Katholische Universität weist aussserdem darauf hin, dass das Risiko des Verlustes des Arbeitsplatzes jetzt bei 27,7% der Beschäftigten als eine effektive Gefahr angesehen wird, gegen einen Durchschnitt von 2010 bis 2016 von 24,6%, und die Beschäftigung von niedrigerer Qualität 54,1% der Beschäftigten umfasst, gegen einen Durchschnitt von 50,6%. Schliesslich leisten dieses Jahr 51,3% der Beschäftigten keine Beiträge zum sozialen System (für Pensionierung, Sozialwerk und Arbeitsrisikoversicherung), gegen einen Durchschnitt von 47,7% in 2010. 

			All diese Zahlen bringen eine kollosale soziale Kalamität zum Ausdruck. Die argentinische Gesellschaft steht hier vor einem Problem, das nur zum Teil durch Wachstum der Wirtschaft gelöst wird, wie es die Regierung und die öffentliche Meinung allgemein, in Aussicht stellen. Eine Zunahme des Bruttoinlandsproduktes schafft zwar zusätzliche Arbeitsplätze, zerstört aber auch bestehende, vornehmlich wegen Effiziensfortschritten, Einführung automatischer Prozesse und, allgemein, als Folge der modernen Computertechnologie. 

			Wenn die argentinische Wirtschaft nächstes Jahr wieder wächst, dann werden zunächst diejenigen mehr arbeiten, die schon beschäftigt sind, aber jetzt wenig zu tun haben. Denn allgemein ist die Arbeitslosigkeit nicht im Verhältnis zum Konjunkturrückgang gestiegen: bei einer interanuellen BIP-Abnahme von ca. 2,5% im drittel Quartal 2016 ist eine Zunahme der Vollarbeitslosigkeit um 0,4 Prozentpunkte gering. Das deutet auf eine Reserve von Arbeitskräften oder Arbeitsstunden in den Unternehmen hin. Die Unternehmen versuchen allgemein, ihre Belegschaft zu erhalten. Denn einmal sind Entlassungen teuer, und dann ist auch die Einlernung neuer Arbeitskräfte teuer, die eingestellt werden müssen, wenn die Konjunktur wieder aufwärts geht. Nur in der um 2,4 Prozentpunkten gestiegenen Unterbeschäftigung kommt die schwache Konjunktur voll zum Ausdruck.

			Im staatlichen Bereich müssen ohnehin überflüssige Beamte abgebaut werden, die so weit wie möglich auf die Privatwirtschaft übertragen werden sollten. Wenn dies geschieht, sei es direkt oder indem freiwerdende Stellen (wegen Pensionierung, Tod oder Rücktritt) nicht besetzt werden, dann bleibt für die bestehenden Vollarbeitslosen ein noch geringerer Spielraum übrig, damit sie beschäftigt werden können. Und schliesslich kommt jedes Jahr noch eine neue Generation hinzu, die ein Angebot von gut 200.000 zusätzlichen Menschen schafft, zu denen noch die Einwanderer aus lateinamerikanischen Ländern hinzukommen, die Jahr für Jahr ins Land strömen. 

			All dies zeigt deutlich, dass eine Beschäftigungspolitik notwendig ist. Grundsätzlich muss die Arbeitsgesetzgebung flexibler gestaltet werden, und sich der Wirklichkeit anpassen, so dass potentielle Arbeitsplätze besetzt werden können, die jedoch eventuell nicht stabil sind und nur niedrigere Löhne vertragen. Eine „schlechte“ Arbeit, die meistens eine erste Stufe für den Aufstieg auf eine „gute“ ist, ist besser als gar keine Arbeit. Hierzu sei bemerkt, dass es für Langzeitarbeitslose immer schwieriger wird, eine Stelle zu erhalten, wobei sie oft auch Bemühungen in diesem Sinn aufgeben. Leider misst auch die Katholische Universität die Dauer der Arbeitslosigkeit nicht. Drei Monate stellen dabei kein menschliches und soziales Problem dar, während zwei Jahre eine Tragödie sind. 

			Ebenfalls muss der Übergang von Schwarzarbeit auf legale Beschäftigung erleichtert werden, indem von Null angefangen wird, mit geringeren Sozialabgaben für einige Jahre, und ohne Zahlung für die vorher hinterzogenen Beträge, und auch ohne ein Recht auf Klagen der Arbeitnehmer für die Periode, während der sie schwarz arbeiteten. Allgemein müsste bestimmt werden, dass neu aufgenommene Arbeiter und Angestellte während zwei Jahren kein Recht auf Entlassungsentschädigung haben (jetzt sind es drei Monate) und in dieser Periode geringere Soziallasten zahlen.

			Schliesslich muss auch energisch an das qualitative Problem herangegangen werden, mit einer Verbesserung der Erziehung in den Schulen, einer besseren Vorbereitung der Abiturienten für die Arbeit, mehr technischen Schulen und eventuell der Einführung des deutschen Dualsystems, das eine Teilbeschäftigung für Studenten erleichtert. Nebenbei bemerkt: uns ist der Fall einer grossen deutschen Firma bekannt, die das System schon in ihrer lokalen Filiale eingeführt hat.

			In den letzten Jahrzehnten hat sich in Argentinien das Paradoxon ergeben, dass die moderne Wirtschaft zunehmend höhere Forderungen an die Arbeitenden stellt, jedoch die staatliche Erziehung qualitativ nachgelassen hat, mit Ausnahme der Stadt Buenos Aires, wo Erziehungsminister Esteban Bullrich, der vorher während acht Jahren das gleiche Amt in der Stadt bekleidet hat, eine hevorragende Leistung vollbracht hat. Viele Unternehmen können offene Stellen nicht besetzen, weil die Interessenten qualitativ nicht qualifizieren. 

			Die vielfältige und komplexe Problematik der Beschäftigung wird in Argentinien bestenfalls nebenbei diskutiert, und von Politikern und Gewerkschaftlern allgemein ignoriert. Auch die Fachökonomen befassen sich kaum mit dem Problem. Das Thema wird allgemein politisiert, wobei die Regierung die Schuld auf die der Kirchners abschiebt, und Vertreter jener Regierung darauf hinweisen, dass die Lage sich unter Macri verschlimmert habe. Mit dieser Sicht des Problems kommt man nicht weit. Offensichtlich sind sich die Regierung und die Politiker nicht der Tatsache bewusst, dass es um eines der Hauptprobleme der argentinischen Gesellschaft handelt. Vollbeschäftigung (also ein Zustand, bei dem nur eine „friktionelle“ Arbeitslosigkeit von bis zu 4% besteht) und soziale Deckung sämtlicher Arbeitenden, sollten Grundziele der Regierung sein, die in konkreten Massnahmen und Gesetzesvorlagen zum Ausdruck kommen. Leider ist dies nicht der Fall.

			 

			 

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht
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			Wirtschaftspolitik ohne parlamentarische Mehrheit

			Die Regierungskoalition Cambiemos verfügt in beiden Parlamentskammer über eine Minderheit, und das wird bis zum Ende der Amtszeit von Präsident Mauricio Macri, am 10. Dezember 2019, so bleiben. Im Senat hat die Regierung nur 15 von 72 Senatoren. 2017 wird ein Drittel des Senats erneuert, was 24 Senatssitze ausmacht, davon 21 von der Opposition und 3 von der Regierung. Selbst wenn Cambiemos dabei auf 9 Senatoren kommt, was bedeutet, dass die 3 bestehenden erneuert werden und 6 weitere Provinzvertreter umschwenken, gelangt die Regierung nur auf 24 Senatoren, weit unter den 37, die sie für eine Mehrheit benötigt. In der Deputiertenkammer ist die Lage günstiger: Cambiemos hat 87 Abgeordnete von insgesamt 257, von denen nächstes Jahr 41 erneuert werden, und müsste 2017 die Wiederwahl all dieser Abegordneten und weitere 42 erhalten, um zu einer Mehrheit von 129 zu gelangen. Und das ist kaum möglich.

			Diese Konstellation ist in Argentinien seit 1983 neu. Alfonsin und De la Rúa hatten eine Mehrheit in der Deputiertenkammer und eine Minderheit im Senat, und Menem und die Kirchners hatten Mehrheiten in beiden Kammern. 

			Die parlamentarische Opposition ist jedoch gespalten, was der Regierung gelegentlich die Möglichkeit gibt, sich mit einer Gruppe zu einigen und eine Mehrheit zu bilden. In einigen Fällen ist es der Macri-Regierung gelungen, mit der Oppositionspartei Frente Renovador, von Sergio Massa, und anderen, Kompromisse zu erreichen. So war es beim Gesetz über Zahlung der Schulden an Rentner und Weisswaschung, dem Gesetz über öffentlich-private Zusammenarbeit, dem Haushaltsgesetz für 2017 und der Zustimmung zum Abkommen mit den Holdouts. Doch das Gesetz über die Förderung der Beschäftigung von Jugendlichen konnte die Regierung nicht durchsetzen. Sie hat sich jedoch auch nicht sonderlich darum bemüht. Und jetzt hat sie auch beim Gesetz über die Gewinnsteuer eine Schlappe erlitten. 

			Obwohl dies den Eindruck erweckt, dass die Regierung bei ihrer Handlungsfähigkeit stark eingeengt ist, und sofort von einer mangelnden Regierungsfähigkeit (“gobernabilidad”) die Rede war, ist dies in Wirklichkeit nur beschränkt der Fall, im Grunde nur so weit, wie es der Präsident zulässt. Einmal funktioniert der Druck auf die Gouverneure immer noch, die ihre Senatoren und Deputierten anweisen, wie sie stimmen müssen. Für die Gouverneure sind einmal die Mittel, die sie auf Grund der Beteiligung an den Bundessteuern erhalten, die wichtigste Einnahmenquelle, und dann sind die zusätzlichen Beträge, die der Nationalstaat besonders für öffentliche Bauten in ihren Provinzen beisteuert, wichtiger, als das meiste, was im nationalen Parlament entschieden wird. Die Gouverneure haben ein direktes Interesse am Erfolg der Nationalregierung, und ganz besonders an den Steuereinnahmen. Denn es gibt keine gutgehenden Provinzen in einem schlecht gehenden Land. Sie sind im Grunde ein Teil der Regierung im weiteren Sinn. Ebenfalls betreffen viele Massnahmen der Bundesregierung die Provinzen direkt, an erster Stelle alles, was sich auf den Export regionaler Produkte bezieht. Die Gouverneure sind gezwungen, in vielen Dingen mit der Nationalregierung zusammen zu arbeiten, und gute politische Beziehungen sind dabei von grosser Bedeutung. 

			Abgesehen davon hat die Regierung einen grossen Spielraum für Entscheidungen, die sie per Dekret oder Beschluss treffen kann. Bei Steuern fängt dies damit an, dass die Einführung der Inflationskorrektur der Steuerbilanzen sofort per Dekret eingeführt werden könnte. Auch andere Korrekturen beim Steuersystem kann die Regierung per Dekret oder Beschluss der AFIP verfügen, und in anderen Fällen kann sie zu Notstandsdekreten greifen, die dann meistens stillschweigend vom Parlament genehmigt werden. 

			Was die öffentlichen Investitionen betrifft, so entscheidet schliesslich die Regierung und nicht der Kongress, welche effektiv durchgeführt werden und welche warten müssen. Was die Arbeitspolitik betrifft, so hat die Regierung einmal die Möglichkeit, die Allgemeingültigkeitserklärung zu verweigern, Richtlinien für die Lohnerhöhungen festzusetzen, Regierungsvertreter bei den Verhandlungen zu ernennen, die de facto eine grosse Entscheidungskraft haben, Streiks illegal zu erklären und zu bestimmen, dass Streiktage nicht bezahlt werden. Und ausserdem kann sie die Gewerkschaften finanziell unter Druck stellen und ihre Sozialwerke unter die Lupe nehmen, was in vielen Fällen für die Betroffenen Gewerkschaftsführer sehr unangenehm wäre. Viele von diesen hätten auch bei einer persönlichen Steuerkontrolle Schwierigkeiten, um ihr Vermögen zu erklären, wie es jetzt beim verhafteten Omar “caballo” Suarez von den Hafenarbeitern der Fall ist. Die Gewerkschafter sind im Grunde Papiertiger, und das sollte die Regierung auch wissen.

			Die monetäre Politik und auch die konkrete Politik des Binnen- und Aussenhandels bedürfen ebenfalls keiner Gesetze. Hier kann die Regierung frei handeln. Auch eine Einfrierung öffentlicher Stellen bedarf keines Gesetzes, ebenso wie die Festsetzung der Gehaltserhöhung für Staatsangestellte. In Grunde sind die Themen, die ein Gesetz bedürfen, Ausnahmen. 

			Die Minderheit im Parlament sollte keine Ausrede für die Regierung sein. Die Entscheidungen, auf die es jetzt ankommt, um die verfahrene wirtschaftliche Lage in den Griff zu bekommen, hängen ausschliesslich von Regierungsentscheidungen ab. Es wäre ein Fehler, diese Entscheidungen von ihrem Einfluss auf die Wahlen des kommenden Jahres abhängig zu machen, die ohnehin grundsätzlich nichts ändern. Es geht hier auch politisch darum, für 2019 ein anderes Szenarium zu schaffen, und das erfordert jetzt auch konfliktive Massnahmen. Gewiss gehören Kompromisse zum Wesen einer demokratischen Regierung; aber der Präsident muss wissen, dass er in wesentlichen Themen nicht nachgeben kann, sondern nur in denen, die am Kurs der Regierung nichts ändern. Die Regierung muss es auch verstehen, den poltischen Lärm auf zweitrangige Themen zu lenken, während sie bei den wichtigen stillschweigend voranschreitet. 

			Unternehmer, Gewerkschafter und die Gesellschaft allgemein, müssen klar erkennen, dass der Präsident und nicht die Opposition regiert, so dass sie wissen, an was sie sich zu halten haben. Das setzt allerdings voraus, dass der Präsident selber Klarheit in diesem Sinn hat und dies vermittelt. Doch das ist leider nicht immer der Fall.

			 

			 

		

	